Deutschland im 19. Jahrhundert (9/9)
9. Die Karlsbader Beschlüsse (1819)
Im März 1819 ermordete der Student Karl Ludwig Sand  in Mannheim August von Kotzebue, Verfasser einiger populärer Bühnenstücke und Staatsrat in russischen Diensten . Dieser galt aufgrund seiner Veröffentlichungen als erklärter Gegner sowohl der Burschenschaften als auch der Gedanken von Einheit und Freiheit und war für die Studenten wegen seines Amtes als russischer Staatsrat ein russischer Spion. Zur selben Zeit hatten in Süddeutschland die Landtage ihre Beratungen mit z. T. heftigen Diskussionen über liberale Forderungen aufgenommen, wobei in Baden ein Kreis liberaler Männer um den Lahrer Amtmann Ludwig von Liebenstein wegweisende liberale Forderungen erhob. Damit war für Metternich das Vorhandensein einer großen Verschwörung zwischen Professoren, Politikern und Studenten erwiesen („Die badische Verfassung trägt den Keim der Revolution in sich!“). Er sah jetzt die Notwendigkeit und (durch das Attentat) auch die Gelegenheit gekommen, die nationale und liberale Bewegung, vor allem durch Disziplinarmaßnahmen an den Universitäten , niederzuschlagen.

Nach der grundsätzlichen Einigung mit Preußen (Teplitzer Punktation, 1. August 1819) berief Metternich die Minister der "vertrauenswürdigsten" Staaten (Preußen, Hannover, Sachsen, beide Mecklenburg, Nassau, Bayern, Baden, Württemberg) zu einer Konferenz nach Karlsbad ein, wo die sog. "Karlsbader Beschlüsse"  zur Erhaltung der „inneren Sicherheit“ gefasst wurden. In 4 Beschlüssen, die der Bundestag am 20. September 1819 formal billigte, wurde festgelegt:

–
Säuberung der Universitäten von Professoren, die verderbliche oder die Grundlagen der bestehenden Staatseinrichtungen untergrabende Lehren verbreiten. Überwachung von Professoren und Studenten, Unterdrückung der Burschenschaften (Universitätsgesetz)

–
Einrichtung einer Vorzensur für Zeitungen, Zeitschriften und Druckwerke unter 20 Bogen (entspricht 320 Seiten, „Preß- (= Presse-) gesetz“) .

–
Schaffung einer Bundesbehörde zur Untersuchung (Untersuchungsgesetz) und

–
Vollzug der Beschlüsse des Bundestags durch alle Bundesglieder (Exekutionsordnung, am 3. Juli 1820 beschlossen).

Die "Karlsbader Beschlüsse" bildeten so die Grundlage für eine weitgehende "Demagogenverfolgung" , die die Epoche der Restauration und Reaktion kennzeichnete. Besonders gründlich ging Preußen hierbei vor. Die Säuberungen trafen Männer wie den Bonner Professor für Geschichte Ernst Moritz Arndt, der schon zur Zeit der Befreiungskriege mit nationalen Kampfschriften und Liedern hervorgetreten war, oder den "Turnvater" Friedrich Ludwig Jahn, der die Körperertüchtigung als Mittel der vormilitärischen Ausbildung propagierte.

Die Wiener Schlussakte von 1820 festigte die seit dem Wiener Kongress einsetzende Restauration und legte fest, dass der Souverän durch eine landständische Verfassung nur in der Ausübung bestimmter Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden werden könne. Diese Bestimmung sollte die von den süddeutschen Landtagen ausgehenden liberalen Ideen eindämmen oder zurückdrängen.
